
 

  

S 2 AS 1275/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land -
Sozialgericht Landessozialgericht Sachsen-Anhalt
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Bedarfsgemeinschaft

Bedarfsdeckung
Kostensenkung
subjektive Unzumutbarkeit einer
Kostensenkung
Kosten der Unterkunft und Heizung
KdUH
Kostensenkungsaufforderung
abgesenkte KdUH-Leistungen
Unterkunftskosten
Mitglied der Bedarfsgemeinschaft
Angemessenheitsgrenze

Leitsätze 1. Zur Bestimmung der Zugehörigkeit
eines minderjährigen Kindes zur
Bedarfsgemeinschaft ist bei der
Bedarfsberechnung vom Kopfteil der
tatsächlichen Aufwendungen für die
Unterkunftskosten auszugehen. Nur wenn
das Kind diese und die übrigen Bedarfe
selbst aus eigenem Einkommen
vollständig decken kann, gehört es nicht
zur Bedarfsgemeinschaft. Werden die
Unterkunftskosten auf die
Angemessenheitsgrenze abgesenkt,
ändert sich nichts an der Kopfzahl der
Bedarfsgemeinschaft. Es bedarf daher
auch keiner weiteren
Kostensenkungsaufforderung.
2. Eine Kostensenkungsaufforderung ist
nur dann unwirksam wegen der dort
genannten Grenzwerte, wenn diese
ursächlich für die Unmöglichkeit sind,
eine angemessene Wohnung zu finden.
Dies muss vom Leistungsberechtigten
vorgetragen werden. Allein aus dem
Differenzbetrag zur
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Angemessenheitsgrenze lässt sich die
Kausalität nicht feststellen.
3. Liegt ein Regelbeispiel für die
subjektive Unzumutbarkeit einer
Kostensenkung vor, sind diese zu
beachten. Die individuellen Umstände
müssen zutreffend erfasst und
berücksichtigt werden. Die daraus
folgenden Obliegenheiten zur
Kostensenkung sind durch den
Leistungsträger an diese Umstände
anzupassen. Nur dann müssen
Leistungsberechtigte im Prozess
darlegen, weshalb
Kostensenkungsbemühungen keinen
Erfolg hatten.

Normenkette SGB II § 22 Abs 1
SGB II § 7 Abs 2 Nr 4
SGB II § 22 Abs 1 Satz 3

1. Instanz

Aktenzeichen S 2 AS 1275/18
Datum 08.11.2022

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 AS 643/22
Datum 27.07.2023

3. Instanz

Datum -

Â 

Die Berufungen werden zurÃ¼ckgewiesen.

Â 

Der Beklagte hat die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerinnen
fÃ¼r die Berufungsverfahren zu erstatten.

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 
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Â 

Tatbestand:

Â 

Streitig ist die Bewilligung der tatsÃ¤chlichen Kosten der Unterkunft (KdU) nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch â�� Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende
(SGB II) fÃ¼r den Zeitraum vom 1. MÃ¤rz bis 30. Juni 2018 (weitere 550,28 â�¬ = 4
x 137,57 â�¬/Mt.) sowie fÃ¼r Januar 2019 (weitere 137,27 â�¬).

Â 

Die am â�¦ 1979 geborene KlÃ¤gerin zu 1. ist die Mutter der am â�¦ 2003 und am
â�¦ 2010 geborenen KlÃ¤gerinnen zu 2. und 3. Diese besuchten im streitigen
Zeitraum die 9. Schulklasse einer privaten Gesamtschule (1,4 km entfernt) bzw. die
1. Klasse einer Grundschule (650 m entfernt).

Â 

Die KlÃ¤gerinnen bewohnten seit April 2009 â�� zunÃ¤chst noch mit dem Ehemann
der KlÃ¤gerin zu 1. â�� eine 81 mÂ² groÃ�e Mietwohnung in A.. Die Eheleute lebten
seit August 2016 getrennt, der Ehemann zog am 1. Februar 2017 aus. 

Â 

Die Bruttokaltmiete betrug in den streitigen ZeitrÃ¤umen monatlich 509,97 â�¬
(Kaltmiete 434,97 â�¬ und Betriebskosten 75 â�¬) und die Heizkosten 113 â�¬
(Gesamtmiete = 622,97 â�¬). Dazu kamen die AbfallgebÃ¼hren i.H.v. je 26,19 â�¬
im MÃ¤rz und Juni 2018 der streitigen ZeitrÃ¤ume.

Â 

Die KlÃ¤gerinnen bezogen als Bedarfsgemeinschaft bis zum 31. Dezember 2017
Leistungen nach dem SGB II unter BerÃ¼cksichtigung der tatsÃ¤chlichen
Mietkosten. Anspruchsberechtigt waren alle drei KlÃ¤gerinnen (Ã�nderungsbescheid
vom 3. August 2017).

Â 

Die KlÃ¤gerinnen zu 2. und 3. erhielten in den streitigen ZeitrÃ¤umen monatlich
Kindergeld (je 194 â�¬) und Unterhalt (i.H.v. 50 â�¬ bzw. i.H.v. 302 â�¬ ab MÃ¤rz
2018 und im Januar 2019 i.H.v. 309 â�¬). Die KlÃ¤gerin zu 3. erhielt Leistungen
nach dem Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) (zunÃ¤chst i.H.v. 223 â�¬, im Januar
2019 i.H.v. 232 â�¬). 

Â 
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Die KlÃ¤gerin zu 1. absolvierte im Zeitraum vom 20. Juni 2017 bis 17. Januar 2019
beim B. erfolgreich eine Weiterbildung fÃ¼r den Beruf â��GeprÃ¼fte Fachkraft zur
Arbeits- und BerufsfÃ¶rderungâ�� und erhielt bis zum 17. Januar 2019
Ã�bergangsgeld von der Deutschen Rentenversicherung Mitteldeutschland. Dies
wurde ab MÃ¤rz 2018 i.H.v. kalendertÃ¤glich 25,48 â�¬ (= 764,40 â�¬/Monat)
gezahlt. Das von der KlÃ¤gerin zu 1. fÃ¼r die Zeit ab 18. Januar 2019 beantragte
AnschlussÃ¼bergangsgeld wurde mit Bescheid vom 12. Februar 2019 bewilligt. Ein
Anspruch auf Arbeitslosengeld bestand ab dem 17. Januar 2019 nicht.

Â 

Am 15. Februar 2019 nahm die KlÃ¤gerin eine versicherungspflichtige TÃ¤tigkeit
auf und verzichtete auf weitere Leistungen nach dem SGB II. 

Â 

Mit Schreiben vom 21. August 2017 hatte der Beklagte auf die nach seiner Richtlinie
unangemessenen Leistungen fÃ¼r KdUH hingewiesen. Angemessen fÃ¼r die
3-kÃ¶pfige Bedarfsgemeinschaft seien eine WohnflÃ¤che von 70 mÂ² und eine
Gesamtmiete i.H.v. 499,57 â�¬/Monat. Eine Ã�bernahme unangemessener Kosten
komme nur bis zum 28. Februar 2018 in Betracht. Die PrÃ¼fung der
Angemessenheit der Unterkunfts- und Heizkosten richte sich nach den UmstÃ¤nden
des Einzelfalls. Die KlÃ¤gerinnen kÃ¶nnten zu den UmstÃ¤nden Stellung nehmen,
die Einfluss auf die Angemessenheit sowie mÃ¶gliche und zumutbare MaÃ�nahmen
zur Kostensenkung haben kÃ¶nnten.

Â 

Die KlÃ¤gerin zu 1. antwortete am 14. September 2017 schriftlich: Bei nur noch drei
Personen im Haushalt mÃ¼ssten sich die Betriebskosten verringern. Ferner stelle
sie einen Antrag auf HÃ¤rtefall-Entscheidung. Sie sei seit MÃ¤rz 2017
alleinerziehend und die Wohnung sei das gewohnte Umfeld der beiden Kinder. Sie
befinde sich in einer FortbildungsmaÃ�nahme, um beruflich wieder FuÃ� zu fassen.
Ein Auszug wÃ¤re undenkbar, weil es die Kinder komplett aus ihrem sozialen und
gewohnten Umfeld reiÃ�en wÃ¼rde. 

Â 

Zu diesem Schreiben findet sich in der Verwaltungsakte folgender Vermerk des
Sachbearbeiters vom 24. Oktober 2017: â��Die aufgefÃ¼hrten GrÃ¼nde kÃ¶nnen
nicht anerkannt werden. Die Gesamtkosten liegen weit Ã¼ber der
Angemessenheit.â��

Â 

FÃ¼r den Zeitraum vom 1. Januar bis 30. Juni 2018 bewilligte der Beklagte den
KlÃ¤gerinnen zu 1. und 2. Leistungen nach dem SGB II unter Anrechnung von
Einkommen (Kindergeld, Ã�bergangsgeld, Unterhalt, Unterhaltsvorschuss). Ab
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MÃ¤rz 2018 wurden die KdU auf die Angemessenheitswerte der Richtlinie
abgesenkt (Bruttokaltmiete 372,40 â�¬ bei vollen Heizkosten 113 â�¬). Die
KlÃ¤gerin zu 3. war nunmehr nicht mehr leistungsberechtigt (Bescheid vom 22.
Dezember 2017 in der Fassung der Ã�nderungsbescheide vom 24. Februar 2018
[AbfallgebÃ¼hren MÃ¤rz und Juni] und vom 24. MÃ¤rz 2018 [hÃ¶herer Unterhalt
und hÃ¶heres Ã�bergangsgeld]).

Â 

Den dagegen erhobenen Widerspruch begrÃ¼ndeten die KlÃ¤gerinnen erst am 19.
April 2018.

Â 

Der Beklagte wies den Widerspruch schon mit Widerspruchsbescheid vom 11. April
2018 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Die tatsÃ¤chlichen KdU Ã¼berstiegen die
Angemessenheitsgrenze und auch die Vergleichskosten im Rahmen der erweiterten
Produkttheorie. Von einer geringfÃ¼gigen Ã�berschreitung kÃ¶nne nicht mehr
ausgegangen werden. Auf mehrere Jahre betrachtet, summierten sich die die
Angemessenheitsgrenze Ã¼bersteigenden Kosten.

Â 

Dagegen haben die KlÃ¤gerinnen am 8. Mai 2018 Klage vor dem Sozialgericht
Magdeburg erhoben. Zur BegrÃ¼ndung haben sie ausgefÃ¼hrt: Die Klage richtet
sich gegen die Begrenzung der KdUH. Das Konzept des Beklagten sei nicht
schlÃ¼ssig. In der mÃ¼ndlichen Verhandlung des Rechtsstreits haben die
KlÃ¤gerinnen sich auf eine fehlende Kostensenkungsaufforderung fÃ¼r eine
2-Personen-Bedarfsgemeinschaft und auf die fehlerhafte Berechnung der KdU in
diesem Rahmen berufen.

Â 

Der Beklagte hat darauf abgestellt, dass die KlÃ¤gerinnen nach der mittlerweile
erfolgten Korrektur des Konzepts als 3-Personen-Haushalt mehr Unterkunftskosten
erhalten hÃ¤tten als ihnen zustÃ¼nden. Eine neue Kostensenkungsaufforderung sei
nicht notwendig gewesen, obwohl die Bedarfsgemeinschaft ab MÃ¤rz 2018 nur noch
aus zwei Personen bestanden habe.

Â 

Der Beklagte hat die Leistungsbewilligung fÃ¼r Januar bis Juni 2018 mit
Ã�nderungsbescheid vom 16. Januar 2019 abgeÃ¤ndert. FÃ¼r die KlÃ¤gerin zu 2.
sind Leistungen nach dem UVG i.H.v. 273 â�¬/Monat (fehlerhaft) berÃ¼cksichtigt
worden. FÃ¼r den Zeitraum von MÃ¤rz bis Juni 2018 ergebe sich fÃ¼r die
Bedarfsgemeinschaft kein Leistungsanspruch mehr. Mit weiterem
Ã�nderungsbescheid vom 18. Januar 2019 hat der Beklagte den KlÃ¤gerinnen zu 1.
und 2. fÃ¼r MÃ¤rz und Juni 2018 jeweils 13,95 â�¬/Monat bewilligt. Der
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Gesamtbedarf der Bedarfsgemeinschaft betrage 1.689,35 â�¬ (Regelleistungen,
Mehrbedarf Alleinerziehung, angemessene Bruttokaltmiete [372,40 â�¬] und volle
Heizkosten, AbfallgebÃ¼hren im MÃ¤rz und Juni). Dem stehe das
Gesamteinkommen i.H.v. 1.675,40 â�¬ gegenÃ¼ber (Ã�bergangsgeld i.H.v. 764,40
â�¬, Kindergeld i.H.v. je 194 â�¬, Unterhalt der KlÃ¤gerin zu 2. i.H.v. 50 â�¬ und
der KlÃ¤gerin zu 3. i.H.v. 302 â�¬, Unterhaltsvorschuss der KlÃ¤gerin zu 2. i.H.v.
223 â�¬ [korrigiert]). 

Â 

FÃ¼r den Zeitraum vom 1. Januar bis 30. Juni 2019 bewilligte der Beklagte den
KlÃ¤gerinnen zu 1. und 2. vorlÃ¤ufig Leistungen nach dem SGB II unter Anrechnung
von Einkommen (Kindergeld, Unterhalt, Ã�bergangsgeld, Unterhaltsvorschuss). Die
KdU senkte er weiterhin auf die Angemessenheitswerte ab (= Bruttokaltmiete
372,40 â�¬ bei vollen Heizkosten 113 â�¬). FÃ¼r die KlÃ¤gerin zu 3. ergab sich
wiederum kein Leistungsanspruch mehr (Bescheid vom 15. Dezember 2018). 

Â 

Mit Ã�nderungsbescheiden vom 16. Januar 2019 [UVG neu: 282 â�¬] und vom 18.
Januar 2019 [UVG neu: 232 â�¬] setzte der Beklagte den Leistungsanspruch fÃ¼r
Januar 2019 vorlÃ¤ufig auf 0,00 â�¬ fest. Mit Ã�nderungsbescheid vom 16. Mai
2019 setzte er den Leistungsanspruch der KlÃ¤gerinnen zu 1. und 2. fÃ¼r Januar
2019 auf 20,41 â�¬ fest. Die KdUH senkte der Beklagte nunmehr auf den
Angemessenheitswert laut Korrekturbericht vom Mai 2020 ab. Der Gesamtbedarf
der Bedarfsgemeinschaft betrage 1.677,34 â�¬ (Regelleistungen, Mehrbedarf
Alleinerziehung, angemessene Bruttokaltmiete [378,70 â�¬] und angemessene
Heizkosten [98 â�¬]). Dem stehe das Gesamteinkommen i.H.v. 1.656,93 â�¬
gegenÃ¼ber (Ã�bergangsgeld i.H.v. 729,04 â�¬ [1. bis 17. Januar: 433,16 â�¬ und
ab 18. Januar: 295,88 â�¬], Kindergeld i.H.v. je 194 â�¬, Unterhalt der KlÃ¤gerin zu
2. i.H.v. 50 â�¬ und der KlÃ¤gerin zu 3. i.H.v. 309 â�¬, Unterhaltsvorschuss der
KlÃ¤gerin zu 2. i.H.v. 232 â�¬). 

Â 

Mit Teilabhilfe- und Widerspruchsbescheid vom 24. Mai 2019 setzte der Beklagte
den Leistungsanspruch der KlÃ¤gerinnen zu 1. und 2. fÃ¼r Januar 2019 auf 35,41
â�¬ fest. Er berÃ¼cksichtigte nun die Heizkosten wieder in tatsÃ¤chlicher HÃ¶he (=
113 â�¬). Im Ã�brigen blieb es bei der Bruttokaltmiete i.H.v. 378,70 â�¬ (=
Gesamtmiete 491,70 â�¬). Die tatsÃ¤chlichen Wohnkosten Ã¼berstiegen die
angemessenen Kosten (Bruttokaltmiete 378,70 â�¬ + max. Heizkosten 121,33 â�¬)
um 122,94 â�¬ und somit mehr als geringfÃ¼gig. Die zu erbringenden Leistungen
im Falle eines Umzugs seien daher nicht unwirtschaftlich gemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs. 1 S. 4
SGB II.

Â 

Auch dagegen haben die KlÃ¤ger am 3. Juni 2019 Klage beim Sozialgericht
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Magdeburg erhoben und auf die bisherige KlagebegrÃ¼ndung verwiesen.

Â 

Das Sozialgericht hat den Beklagten mit Urteilen vom 8. November 2022
verpflichtet, seine Bescheide aufzuheben und dahingehend abzuÃ¤ndern, dass den
KlÃ¤gerinnen â��Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II
unter BerÃ¼cksichtigung der tatsÃ¤chlichen Kosten der Unterkunft und Heizung im
Zeitraum MÃ¤rz bis Juni 2018 [bzw. Januar 2019] bewilligt und gezahlt werden.â�� 

Â 

Die Kostensenkungsaufforderung sei nicht ordnungsgemÃ¤Ã� erfolgt. Denn die
KlÃ¤gerin zu 3. habe â�� wegen der Absenkung der KdU ab 1. MÃ¤rz 2018 â�� ihren
Bedarf selbst decken kÃ¶nnen. Daher seien fÃ¼r die KlÃ¤gerin zu 1. und 2. die KdU
nach einer 2-Personen-Bedarfsgemeinschaft zu bestimmen gewesen. Nach der
Richtlinie des Beklagten liege die Angemessenheitsgrenze der Bruttokaltmiete fÃ¼r
2 Personen/60 mÂ² bei 319,80 â�¬ (statt bislang: 248,27 â�¬) bzw. bei 325,20 â�¬
(statt bislang 252,48 â�¬). Insoweit hÃ¤tte es einer nochmaligen AufklÃ¤rung der
KlÃ¤gerinnen Ã¼ber den angemessenen Mietpreis bedurft. Der sich ergebende
hÃ¶here Leistungsanspruch i.H.v. ca. 70 â�¬/Monat wÃ¤re von den KlÃ¤gerinnen in
die Ã�berlegungen des Verbleibs oder eines Umzugs einzubeziehen gewesen.

Â 

Unerheblich sei, dass bei Zugrundelegung der tatsÃ¤chlichen KdU die KlÃ¤gerin zu
3. wiederum Mitglied der Bedarfsgemeinschaft wÃ¼rde. FÃ¼r die
Kostensenkungsaufforderung gÃ¤lten die MaÃ�gaben, die der Beklagte im Rahmen
der AngemessenheitsprÃ¼fung vorgebe. Soweit Leistungsberechtigte â�� nach
Anwendung der Angemessenheitsgrenze fÃ¼r die KdU â�� aus der
Bedarfsgemeinschaft herausfielen, mÃ¼ssten die verbliebenen Mitglieder auf die
neue Angemessenheitsgrenze hingewiesen werden. Es komme nicht darauf an, ob
sich bei Zugrundelegung der tatsÃ¤chlichen Wohnkosten eine andere Personenzahl
der Bedarfsgemeinschaft ergÃ¤be. Mangels erfolgter AufklÃ¤rung ab MÃ¤rz 2018
habe der Beklagte die tatsÃ¤chlichen KdU bei der Berechnung der Leistungen
zugrunde zu legen.

Â 

Das Sozialgericht hat die Berufungen jeweils zugelassen.

Â 

Dagegen hat der Beklagte jeweils am 28. November 2022 Berufung beim
Landessozialgericht Sachsen-Anhalt eingelegt. Er macht geltend, fÃ¼r eine
3-Personen-Bedarfsgemeinschaft sei im Vergleichsraum Aschersleben fÃ¼r MÃ¤rz
bis Juni 2018 eine Bruttokaltmiete von 360,50 â�¬/Monat angemessen
(Korrekturbericht von Februar 2022). Bewilligt worden seien aber bereits 372,40
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â�¬/Monat. FÃ¼r Januar 2019 sei eine Bruttokaltmiete von 366,10 â�¬/Monat
angemessen (Korrekturbericht von Mai 2022). Bewilligt worden seien aber bereits
378,70 â�¬/Monat.

Â 

Mit der Kostensenkungsaufforderung vom 21. August 2017 seien die KlÃ¤gerinnen
ordnungsgemÃ¤Ã� zu einer 3-Personen-Bedarfsgemeinschaft belehrt worden.
Falsche Zahlenwerte machten die Kostensenkungsaufforderung nicht nichtig. Werde
eine Kostensenkung abgelehnt, bedÃ¼rfe es keiner Weiteren. Die KlÃ¤gerinnen
hÃ¤tten einen Umzug bzw. eine Kostensenkung ausgeschlossen. 

Â 

Bei Ã�bernahme der vollen KdU wÃ¼rde die KlÃ¤gerin zu 3. Mitglied der
Bedarfsgemeinschaft, sodass die KdU wiederum abzusenken wÃ¤ren. Soweit die
KlÃ¤gerin zu 3. ihren Bedarf selbst decken konnte, sei ihre Klage unzulÃ¤ssig.

Â 

Eine HÃ¤rtefallprÃ¼fung sei am 24. Oktober 2017 durchgefÃ¼hrt worden. Die
Arbeitsaufnahme der KlÃ¤gerin zu 1. sei erst im Februar 2019 und nicht gerade
zeitnah erfolgt. Statistisch gesehen bezÃ¶gen u.a. Alleinerziehende
Ã¼berdurchschnittlich lange Leistungen nach dem SGB II. Ein HÃ¤rtefall fÃ¼r
Ereignisse, welche erst nach einem Jahr eintreten kÃ¶nnten, lasse sich nicht
begrÃ¼nden.

Â 

Der Beklagte beantragt,

Â 

die Urteile des Sozialgerichts Magdeburg vom 8. November 2022 aufzuheben und
die Klagen abzuweisen.

Â 

Die KlÃ¤gerinnen beantragen,

Â 

die Berufungen zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Sie machen geltend, unstreitig gehÃ¶re die KlÃ¤gerin zu 3. mit den tatsÃ¤chlichen
Wohnkosten zur Bedarfsgemeinschaft. Nach der maÃ�geblichen Bescheidlage
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hÃ¤tten die KlÃ¤gerinnen zu 1. und 2. als Bedarfsgemeinschaft sowie mit der
KlÃ¤gerin zu 3. in Hausgemeinschaft gelebt. Bei einer Ã�nderung der Mitglieder der
Bedarfsgemeinschaft wÃ¤re eine neue Kostensenkungsaufforderung erforderlich
gewesen.

Â 

Der Senat hat die beiden Verfahren in der mÃ¼ndlichen Verhandlung der
Rechtsstreite gemÃ¤Ã� Â§ 113 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) zur Verhandlung
und Entscheidung verbunden.

Â 

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten und der Verwaltungsakte des
Beklagten ergÃ¤nzend verwiesen. Diese sind Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Â 

I.1.

Â 

Die Berufungen des Beklagten sind form- und fristgerecht gemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs. 1
SGG eingelegt worden. Sie sind auch statthaft, da das Sozialgericht die Berufungen
zugelassen hat. Der Senat ist an die Zulassungen gebunden (Â§ 144 Abs. 3 SGG).

Â 

2.

Â 

Die Klagen der KlÃ¤gerin zu 3. sind zulÃ¤ssig gewesen, obwohl diese nach den
Bescheiden des Beklagten in den streitigen ZeitrÃ¤umen keinen Anspruch auf
Leistungen nach dem SGB II hatte. Denn mit den begehrten tatsÃ¤chlichen KdU
sowie den EinkommensverhÃ¤ltnissen â�� wie in den angefochtenen Bescheiden
des Beklagten zugrunde gelegt â�� ergÃ¤be sich ein Leistungsanspruch auch fÃ¼r
die KlÃ¤gerin zu 3. Diese ist somit durch die angefochtenen Bescheide beschwert
i.S.v. Â§ 54 Abs. 2 SGG.

Â 
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II.

Â 

Die Berufungen des Beklagten sind unbegrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat diesen â��
im Ergebnis â�� zu Recht verpflichtet, unter AbÃ¤nderung seiner Bescheide den
KlÃ¤gerinnen â��Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II
unter BerÃ¼cksichtigung der tatsÃ¤chlichen Kosten der Unterkunft und Heizung im
Zeitraum MÃ¤rz bis Juni 2018 [bzw. Januar 2019] zu bewilligen und zu zahlen.â�� 

Â 

1.a.

Â 

Die KlÃ¤gerinnen haben die Rechtsstreite bereits vor den Sozialgerichten mit ihren
Klageerhebungen wirksam auf die streitigen Leistungen fÃ¼r die KdUH beschrÃ¤nkt
(zur Abtrennbarkeit des auf diese Leistungen bezogenen VerfÃ¼gungssatzes:
Bundessozialgericht [BSG], Urteil vom 4. Juni 2014, B 14 AS 42/13 R [10 f.]). 

Â 

Der Beklagte begrenzte in den streitigen ZeitrÃ¤umen nur die Bruttokaltmiete auf
die nach seiner Auffassung angemessenen Werte. Die tatsÃ¤chlichen Heizkosten
wurden in voller HÃ¶he Ã¼bernommen. Somit besteht ein Fehlbetrag i.H.v. 137,57
â�¬ fÃ¼r MÃ¤rz bis Juni 2018 sowie i.H.v. 137,27 â�¬ fÃ¼r Januar 2019. 

Â 

b.

Â 

ZulÃ¤ssigerweise hat das Sozialgericht in Form eines Grundurteils gemÃ¤Ã� Â§ 130
Abs. 1 SGG Ã¼ber die streitigen AnsprÃ¼che der KlÃ¤gerinnen entschieden. Ein
solches Grundurteil im HÃ¶henstreit ist auch hinsichtlich der zwischen den
Beteiligten allein streitigen HÃ¶he der Bedarfe fÃ¼r die KdU zulÃ¤ssig (BSG, Urteil
vom 21. Juli 2021, B 14 AS 31/20 R [17]).

Â 

Die KlÃ¤gerinnen haben im Klageverfahren nur die Verurteilung des Beklagten dem
Grunde nach beantragt. Das Sozialgericht hÃ¤tte diesen daher gar nicht zur
Zahlung eines konkreten monatlichen Betrags verurteilen dÃ¼rfen (BSG, Urteil vom
16. April 2017, B 14 AS 71/12 R [14]). Die Entscheidungen durch Grundurteil
entsprachen daher dem Begehren der KlÃ¤gerinnen.
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Â 

Die Voraussetzungen der ZulÃ¤ssigkeit von Grundurteilen haben auch vorgelegen.
Denn der Sachverhalt ist hinsichtlich Grund und HÃ¶he des streitigen Anspruchs
soweit aufgeklÃ¤rt gewesen, dass mit Wahrscheinlichkeit von einer hÃ¶heren
Leistung ausgegangen werden konnte. In den streitigen fÃ¼nf Monaten steht den
KlÃ¤gerinnen ein hÃ¶herer Leistungsanspruch zu, wenn den KlagebegrÃ¼ndungen
gefolgt und die begehrten tatsÃ¤chlichen KdU berÃ¼cksichtigt werden (BSG, Urteil
vom 21. Juli 2021, B 14 AS 31/20 R [17]).

Â 

c.

Â 

In den Berufungsverfahren ist daher lediglich zu prÃ¼fen gewesen, ob der Beklagte
verpflichtet werden durfte, fÃ¼r die Leistungsbewilligung einen Hilfebedarf i.H.d.
tatsÃ¤chlichen Bruttokaltmiete zugrunde zu legen und den sich daraus ergebenen
Leistungsanspruch auszuzahlen.Â  

Â 

Nicht streitgegenstÃ¤ndlich ist hingegen die Frage gewesen, ob bei der
Leistungsbewilligung die EinkÃ¼nfte der KlÃ¤gerinnen zu 1. bis 3. korrekt ermittelt
und auf den Hilfebedarf angerechnet wurden. Insoweit hat das Sozialgericht zurecht
im Rahmen des Grundurteils keine Entscheidung getroffen. 

Â 

2.

Â 

Die KlÃ¤gerinnen waren im streitigen Zeitraum dem Grunde nach
leistungsberechtigt nach dem SGB II. Sie erfÃ¼llten die Grundvoraussetzungen des 
Â§ 7 Abs. 1 S. 1 SGB II und es lagen fÃ¼r sie keine AusschlusstatbestÃ¤nde vor. Sie
konnten ihren Hilfebedarf mit eigenem Einkommen und VermÃ¶gen nicht
vollstÃ¤ndig decken.

Â 

3. 

Â 

Die KlÃ¤gerinnen hatten gemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs. 1 SGB II Anspruch auf Bewilligung von
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II unter
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BerÃ¼cksichtigung der tatsÃ¤chlichen KdU im streitigen Zeitraum. 

Â 

Die tatsÃ¤chliche Bruttokaltmiete war zwar in den streitigen ZeitrÃ¤umen nicht
angemessen i.S.v. Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II (dazu a.). Die KlÃ¤gerinnen wurden
aber vom Beklagten wegen einer mÃ¶glichen subjektiven Unzumutbarkeit der
Kostensenkung i.S.v. Â§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II nicht wirksam zur Kostensenkung
aufgefordert (dazu c.).

Â 

a.

Â 

Die tatsÃ¤chliche Bruttokaltmiete der KlÃ¤gerinnen war in den streitigen
ZeitrÃ¤umen nicht angemessen. Der angemessene Unterkunftsbedarf wird nach der
sog. Produkttheorie bestimmt (vgl. etwa BSG, Urteil vom 30. Januar 2019, B 14 AS
11/18 R). 

Â 

Hinsichtlich der dafÃ¼r erforderlichen Ermittlung der Angemessenheitsgrenze durch
ein schlÃ¼ssiges Konzept des Beklagten sowie die Bestimmung des maÃ�geblichen
Vergleichsraums bestehen seitens des Senat in stÃ¤ndiger Rechtsprechung keine
Bedenken (vgl. etwa fÃ¼r den Zeitraum MÃ¤rz bis Juni 2018: Urteil vom 11. August
2022, L 5 AS 592/21). Die zum 1. Januar 2019 erfolgte Index-Fortschreibung ist
methodisch ebenfalls nicht zu beanstanden (vgl. Urteil vom 19. Mai 2022, L 5 AS
526/20 zur Indexfortschreibung ab Januar 2015). Insoweit sind auch von den
KlÃ¤gerinnen in den Berufungsverfahren keine EinwÃ¤nde mehr geltend gemacht
worden.

Â 

a.a.

Â 

Die angemessene MiethÃ¶he war nach der Anzahl der KÃ¶pfe der
Bedarfsgemeinschaft zu bestimmen. FÃ¼r eine aus drei KÃ¶pfen bestehende
Bedarfsgemeinschaft ist eine WohnflÃ¤che von 70 mÂ² maÃ�geblich. Angesichts
der nach den Korrekturberichten von Februar und Mai 2022 ermittelten
angemessenen Bruttokaltmiete i.H.v. 360,50 â�¬/Monat bzw. 366,10 â�¬/Monat
war die tatsÃ¤chlichen Bruttokaltmiete nicht angemessen.

Â 
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Entgegen der Auffassung des Sozialgerichts gehÃ¶rte die KlÃ¤gerin zu 3. in den
streitigen ZeitrÃ¤umen zur Bedarfsgemeinschaft mit den KlÃ¤gerinnen zu 1. und 2.
Bei der Bestimmung der Angemessenheitsgrenze im Rahmen der Produkttheorie
war daher von drei Personen auszugehen.

Â 

Soweit ein minderjÃ¤hriges Kind seinen Bedarf aus eigenem Einkommen decken
kann, bildet es gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 2 Nr. 4 SGB II keine Bedarfsgemeinschaft mit
seinem alleinerziehenden Elternteil/den Eltern. Daraus folgt, dass dann fÃ¼r die
Ermittlung seiner angemessenen Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft von einem
eigenstÃ¤ndigen 1-Personenhaushalt auszugehen ist (BSG, Urteil vom 7. November
2006, B 7b AS 8/06 R).

Â 

Zur Bestimmung der ZugehÃ¶rigkeit zur Bedarfsgemeinschaft ist aber bei der
Bedarfsberechnung vom Kopfteil der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen fÃ¼r die KdUH
auszugehen. Nur wenn das Kind diese und seine Ã¼brigen Bedarfe selbst aus
eigenem Einkommen vollstÃ¤ndig decken kann, gehÃ¶rt es nicht zur
Bedarfsgemeinschaft. Nur dann unterliegt es auch nicht mehr den
BeschrÃ¤nkungen des SGB II hinsichtlich der Angemessenheit (BSG, Urteil vom 25.
April 2018, B 14 AS 14/17 R [24]). 

Â 

Entgegen der Auffassung des Sozialgerichts war daher mit der Absenkung der KdU
ab 1. MÃ¤rz 2018 keine VerÃ¤nderung in der Anzahl der Mitglieder der
Bedarfsgemeinschaft eingetreten. Des Weiteren war deshalb auch nicht zu
prÃ¼fen, ob die KlÃ¤gerin zu 3. â�� bei Zugrundelegung der tatsÃ¤chlichen KdUH
â�� wiederum Mitglied der Bedarfsgemeinschaft werden kÃ¶nnte.

Â 

b.b.

Â 

Die KlÃ¤gerin zu 3. war bei Zugrundelegung der tatsÃ¤chlichen Unterkunftskosten
(509,97 â�¬ + 113 â�¬) sowie der vom Beklagten festgestellten
EinkommensverhÃ¤ltnisse von MÃ¤rz bis Juni 2018 leistungsberechtigt (vgl.
Bescheid vom 18. Januar 2019 fÃ¼r Januar bis Februar 2018). Der Gesamtbedarf
der Bedarfsgemeinschaft betrug 1.800,73 â�¬ (Regelleistungen, Mehrbedarf
Alleinerziehung, Bruttokaltmiete [509,97 â�¬] und Heizkosten [113 â�¬]). Dem
stand das Gesamteinkommen i.H.v. 1.653,00 â�¬ gegenÃ¼ber (Ã�bergangsgeld
i.H.v. 747 â�¬, Unterhalt der KlÃ¤gerin zu 2. i.H.v. 50 â�¬ und der KlÃ¤gerin zu 3.
i.H.v. 297â�¬, Unterhaltsvorschuss der KlÃ¤gerin zu 2. i.H.v. 223 â�¬). FÃ¼r die
KlÃ¤gerin zu 3. verblieb daher ein Leistungsanspruch i.H.v. 2,22 â�¬/Monat.
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Â 

Die KlÃ¤gerin zu 3. wÃ¤re bei Zugrundelegung der tatsÃ¤chlichen
Unterkunftskosten (509,97 â�¬ + 113 â�¬) sowie der vom Beklagten festgestellten
EinkommensverhÃ¤ltnisse auch im Januar 2019 leistungsberechtigt gewesen. Der
Gesamtbedarf der Bedarfsgemeinschaft betrug 1.823,61 â�¬ (Regelleistungen,
Mehrbedarf Alleinerziehung, Bruttokaltmiete [509,97 â�¬] und Heizkosten [113
â�¬]). Dem stand das Gesamteinkommen i.H.v. 1.656,93 â�¬ gegenÃ¼ber
(Ã�bergangsgeld i.H.v. 729,04 â�¬, Unterhalt der KlÃ¤gerin zu 2. i.H.v. 50 â�¬ und
der KlÃ¤gerin zu 3. i.H.v. 309 â�¬, Unterhaltsvorschuss der KlÃ¤gerin zu 2. i.H.v.
232 â�¬). FÃ¼r die KlÃ¤gerin zu 3. verblieb daher ein Leistungsanspruch i.H.v. 1,32
â�¬.

Â 

Sie war somit bei der Ermittlung der Angemessenheitsgrenze in den streitigen
Monaten Mitglied der 3-kÃ¶pfigen Bedarfsgemeinschaft, auch nachdem der
Beklagte die KdU auf das angemessene MaÃ� begrenzt hatte. Eine (nochmalige)
Korrektur der Angemessenheitswerte eine 2-Personen-Bedarfsgemeinschaft war
nicht vorzunehmen.

Â 

c.c.

Â 

Die Kostensenkungsaufforderung des Beklagten vom 11. August 2017 gab daher
die angemessene WohnungsgrÃ¶Ã�e korrekt wieder und ist insoweit â�� entgegen
der Auffassung des Sozialgerichts â�� nicht zu beanstanden. 

Â 

b.

Â 

DarÃ¼ber hinaus ist das Sozialgericht zu Unrecht davon ausgegangen, dass wegen
einer ErhÃ¶hung der Angemessenheitswerte bei einer 2-Personen-
Bedarfsgemeinschaft zwingend eine neue Kostensenkungsaufforderung erforderlich
gewesen wÃ¤re.

Â 

Fehlerhaft zu niedrige Angaben Ã¼ber die angemessenen Unterkunftskosten
kÃ¶nnen nur dann zu einem Anspruch auf volle KostenÃ¼bernahme fÃ¼hren, wenn
der Leistungsberechtigte durch die Falschangabe seine Suche nach dem
angemessenen Wohnraum in wesentlichem Umfang beschrÃ¤nkt. Erforderlich ist
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also eine KausalitÃ¤t fÃ¼r die UnmÃ¶glichkeit, angemessenen Wohnraum zu finden
(BSG, Urteil vom 21. Juli 2021, B 14 AS 31/20 R [50]). 

Â 

Insoweit haben die KlÃ¤gerinnen nicht einmal behauptet, durch eine fehlerhafte zu
niedrige Bezifferung der Angemessenheitswerte bei der Wohnungssuche wesentlich
beeintrÃ¤chtigt gewesen zu sein. UnzulÃ¤ssig ist es, ohne weiteres Vorbringen der
Leistungsberechtigten aus der Differenz der Grenzwerte eine KausalitÃ¤t mit
vergeblichen KostensenkungsbemÃ¼hungen abzuleiten.

Â 

c.

Â 

Die Kostensenkungsaufforderung vom 21. August 2017 genÃ¼gte aber aus anderen
GrÃ¼nden nicht den Anforderungen an die damit verbundene Warn- und
AufklÃ¤rungsfunktion. Sie war daher unwirksam.

Â 

Die KlÃ¤gerin zu 1. hatte sich unter dem 14. September 2017 eingehend zur
subjektiven Unzumutbarkeit eines Wohnungswechsels gemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs. 1 Satz 3
SGB II geÃ¤uÃ�ert. Nach diesem Vorbringen konnte ein Fall der Unzumutbarkeit der
geforderten Kostensenkung im Regelzeitraum von sechs Monaten vorliegen. Dies
fÃ¼hrt zwar nicht zur Angemessenheit der Unterkunftskosten, kann jedoch einen
Anspruch auf die Ã�bernahme der tatsÃ¤chlichen Kosten auch Ã¼ber den
Regelzeitraum von sechs Monaten hinaus ergeben. Bei der PrÃ¼fung einer solchen
Ausnahme vom Regelfall sind aber strenge Anforderungen an die Auslegung der
Tatbestandsmerkmale der Unzumutbarkeit einer Kostensenkung zu stellen. 

Â 

Der notwendige Erhalt des sozialen und schulischen Umfelds der minderjÃ¤hrigen
Kinder ist ein Regelbeispiel. Geboten ist eine RÃ¼cksichtnahme auf die Belange der
minderjÃ¤hrigen schulpflichtigen Kinder, die mÃ¶glichst nicht zu einem
Schulwechsel gezwungen werden sollen (BSG, Urteil vom 19. Februar 2009, B 4 AS
30/08 R [32 f.]). Es ist aber im Einzelfall zu prÃ¼fen, ob einem Kind ein
Schulwechsel zugemutet werden kÃ¶nnte (BSG, Urteil vom 22. August 2012, B 14
AS 13/12 R [31 f.]). Auch der Umstand der Alleinerziehung kann als Regelbeispiel
beachtlich fÃ¼r die subjektive Unzumutbarkeit eines Umzugs sein, wenn etwa eine
vorhandene und benÃ¶tigte Betreuungsstruktur nicht im gesamten Vergleichsraum
zugÃ¤nglich ist.

Â 
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Ist das Vorliegen solcher UmstÃ¤nde im Ausgangspunkt aktenkundig, sind diese
vom TrÃ¤ger der Grundsicherungsleistungen und den Gerichten im Einzelnen
aufzuklÃ¤ren und die Konsequenzen von Amts wegen zu beachten. Die individuellen
UmstÃ¤nde mÃ¼ssen zutreffend erfasst und berÃ¼cksichtigt werden. Die daraus
folgenden Obliegenheiten zur Kostensenkung sind an diese UmstÃ¤nde anzupassen.
Nur dann mÃ¼ssen Leistungsberechtigte im Prozess darlegen, weshalb
KostensenkungsbemÃ¼hungen gleichwohl keinen Erfolg hatten (BSG, Urteil vom
22. August 2012, B 14 AS 13/12 R [33]).

Â 

a.a.

Â 

Die EinwÃ¤nde der KlÃ¤gerinnen gegen eine Absenkung der Unterkunftskosten
durch einen Umzug sind mit Schreiben vom 14. September 2017 aktenkundig
gemacht worden.

Â 

Der Senat hat nach Befragung der KlÃ¤gerin zu 1. in der mÃ¼ndlichen Verhandlung
des Rechtsstreits die Ã�berzeugung gewonnen, dass die von ihr angefÃ¼hrten
HÃ¤rtefallgrÃ¼nde nicht von der Hand zu weisen waren. Denn das Regelbeispiel
des notwendigen Erhalts des sozialen und schulischen Umfelds der beiden
minderjÃ¤hrigen Kinder fÃ¼r die subjektive Unzumutbarkeit eines Umzugs lag hier
vor. Insbesondere war die KlÃ¤gerin zu 3. als GrundschÃ¼lerin auf einen kurzen
Schulweg (650 m) und den Verbleib in ihrer Schulklasse angewiesen. Die KlÃ¤gerin
zu 2. erreichte ihre Schule (1,5 km) regelmÃ¤Ã�ig in Begleitung einer
Schulkameradin.

Â 

Auch konnte die KlÃ¤gerin zu 1. fÃ¼r sich in Anspruch nehmen, selbst einen
Regelfall der subjektiven Unzumutbarkeit von Kostensenkungen zu erfÃ¼llen. Sie
war nach ihren Angaben als alleinerziehende Mutter ohne familiÃ¤ren Anschluss in
A. auf die nachbarschaftliche UnterstÃ¼tzung der Mietparteien des
Mehrfamilienhauses angewiesen. Der damalige Ehemann kÃ¼mmerte sich nur
gelegentlich um die KlÃ¤gerin zu 3. Die Umschulung erfolgte im Vollzeitunterricht
und erlaubte der KlÃ¤gerin zu 1. nicht ohne Weiteres, im Bedarfsfalle auch
tagsÃ¼ber sofort fÃ¼r die KlÃ¤gerinnen zu 2. und 3. da zu sein. Insoweit
unterschied sich die Lebenssituation deutlich von einem alleinstehenden, nicht
erwerbstÃ¤tigen Elternteil.

Â 

Der Hinweis auf die seinerzeitige Fortbildung der KlÃ¤gerin zu 1. und die Aussicht
auf eine baldige Eingliederung in den Arbeitsmarkt hat sich (im Nachhinein)
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bestÃ¤tigt, da diese ab Februar 2019 berufstÃ¤tig war. Insoweit hÃ¤tte angesichts
der UmstÃ¤nde des Einzelfalls eine entsprechende Prognoseentscheidung erfolgen
kÃ¶nnen. Die diesbezÃ¼glichen Einwendungen des Beklagten zur statistischen
Langzeitarbeitslosigkeit alleinerziehender MÃ¼tter Ã¼berzeugen an dieser Stelle
nicht. Denn grundsÃ¤tzlich werden Umschulungen von den RehabilitationstrÃ¤ger
nur bewilligt, wenn die gute MÃ¶glichkeit des erfolgreichen Abschlusses besteht
und wenn die angebotenen Ausbildungen auch arbeitsmarktgÃ¤ngig sind.

Â 

b.b.

Â 

Andere MÃ¶glichkeiten der Kostensenkungen wie eine Untervermietung schieden
nach Darstellung der KlÃ¤gerin zu 1. in der mÃ¼ndlichen Verhandlung wegen der
WohnverhÃ¤ltnisse aus.

Â 

c.c.

Â 

Der Beklagte hatte die aktenkundigen und aus Sicht des Senats nachvollziehbaren
individuellen UmstÃ¤nde nicht zutreffend erfasst und berÃ¼cksichtigt. Die
Verneinung einer subjektiven Unzumutbarkeit allein wegen der HÃ¶he der KdU
wurde der vorliegenden Einzelfallsituation nicht gerecht. Bei einer rein
wirtschaftlichen Betrachtung hÃ¤tte aber auch berÃ¼cksichtigt werden mÃ¼ssen,
dass die KlÃ¤gerinnen angesichts ihrer EinkommensverhÃ¤ltnisse nur einen
geringen ergÃ¤nzenden Leistungsanspruch hatten.

Â 

Insoweit hatte der Beklagte auch keinerlei Ermittlungen, etwa zu alternativen
Wohnungen im sozialen/schulischen Umfeld der KlÃ¤gerinnen zu 2. und 3.
durchgefÃ¼hrt. Es lÃ¤sst sich auch aus heutiger Sicht nicht mehr feststellen, ob es
angemessene und zum Erhalt des Umfelds geeignete Wohnungen gegeben hÃ¤tte.
Die Kostensenkungsobliegenheiten wurden nicht auf die individuellen VerhÃ¤ltnisse
angepasst, etwa durch Verweis auf anmietbare Wohnungen im Einzugsbereich der
beiden Schulen.

Â 

Mangels wirksamer Kostensenkungsaufforderung hatten die KlÃ¤gerinnen daher im
streitigen Zeitraum Anspruch auf die â�� zwar weiterhin â�� unangemessenen,
wegen der subjektiven Unzumutbarkeit von Kostensenkungen aber gleichwohl
zustehenden tatsÃ¤chlichen KdU.
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Â 

III.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der
Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 11.10.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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